Bundesgesetz über die Einreise, den Aufenthalt und die Niederlassung von Fremden (Fremdengesetz 1997 – FrG)
Das Gesetz, auch Fremdengesetz genannt, umfasst 9 Hauptstücke, so
· Die Begriffsbestimmungen, wie den
§ 1. (1) Fremder ist, wer die österreichische Staatsbürgerschaft nicht besitzt.
· Ein- und Ausreise von Fremden

· Aufenthalt von Fremden
· Sonderbestimmungen für Einreise und Aufenthalt für EWR-Bürger sowie für Angehörige von EWR-Bürgern und Österreichern

· Niederlassungsregister und Integrationsförderung

· Maßnahmen zur Verhinderung der Einreise, zur Beendigung des Aufenthaltes und zur Beförderung ins Ausland

· Österreichische Dokumente für Fremde

· Verfahrens- und Strafbestimmungen und die
· Schlussbestimmungen

In unserem Skript ist der § 57 Abs.1 – 7 angegeben, der das

Verbot der Abschiebung, Zurückschiebung und Zurückweisung behandelt.

Er führt Gründe an, unter denen eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung Fremder unzulässig ist.
So z. B. wenn die Zurückschiebung das Recht auf Leben gefährdet oder das Verbot der Folter nicht eingehalten werden würde,
Wenn das Leben oder die Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer best. sozialen Gruppe oder ihre politischen Ansichten bedroht wäre.
In Bezug auf die EU behandeln wir nun den EG- Vertrag, Council Regulation, Chapter III, das Schengener Abkommen, das Dublin- Abkommen und die EMRK.
In unserem Skriptum finden wir die Art. 61 bis 65 des EG- Vertrags.
Mit dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft wurde gemäß seiner Bezeichnung die Europäische Gemeinschaft gegründet. Der Vertrag gehört zu den primären Rechtsquellen innerhalb des Europarechts und wurde ursprünglich von Vertretern Belgiens, West-Deutschlands, Frankreichs, Italiens, Luxemburgs und den Niederlanden am 25. März 1957 in Rom unterzeichnet und trat zu Beginn des Jahres 1958 nach Hinterlegung der letzten Ratifizierungsurkunde (gemäß Art. 313 bei der Regierung der Italienischen Republik) in Kraft. Er gilt für unbegrenzte Zeit.
Der EG-Vertrag wird zusammen mit dem ebenfalls 1957 unterzeichneten EAG-Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft als Römische Verträge bezeichnet.
Der Titel IV befasst sich mit dem Visa, Asyl, Einwanderung und andere Politiken betreffend den freien Personenverkehr.
Ich hab den Art 63 herausgenommen, der die Einwanderungspolitik behandelt.
Artikel 63-   siehe Skriptum
Council Regulation
Der Rat der Europäischen Union hat unter der Beachtung des EG- Vertrags, speziell des Art 63, unter Vorschlag der Kommission,
der Meinung des Europäischen Parlaments Regelungen aufgestellt.
Unter anderem sind Regelungen enthalten:

Die Asylpolitik, einschließlich eines gemeinsamen europäischen Asylsystems, ist ein wichtiger Bestandteil der Ziele der EU.

Freiheit, Sicherheit, Gerechtigkeit  soll denen gewährt werden, die durch bestimmte Umstände Recht auf Schutz in der Gemeinschaft haben.

Niemand wird zurück in seine Notlage geschickt, wobei aber das System nicht ausgenutzt werden darf. Das System soll auch kurzfristig eine klare und funktionierende Methode beinhalten um Mitgliedsstaaten mit der Durchführung von Asyl zu unterstützen

Die Methode soll die Verantwortlichkeit der Mitgliedsstaaten bestimmen und Erfahrungen bringen um einen effektiven Zugang zu den Verfahren zur Bestimmung des Flüchtlingsstatus und nicht die schnelle Durchführung der Asylverfahrens zu ermöglichen.
Die längerfristige Vereinheitlichung des Asylsystems über die ganze EU und die nötigen Verbesserungen aus der Erfahrung sollen miteingebunden werden.
Die Familien sollen zusammenbleiben, die Asylanträge von Familienmitgliedern sollen auf einmal bearbeitet werden, damit die Entscheidungen die getroffen werden für die Familie einheitlich sind.
Die fortschreitende Schaffung eines Gebietes ohne interne Grenzen in welcher die freie Bewegung der Person garantiert ist, die Schaffung von Gemeinschaftspolitik betreffend die Bedingungen von Einreise und Aufenthalt von Flüchtlingen aus der Dritten Welt, macht es notwendig einen Mittelweg zwischen Verantwortungskriterien und der Solidarität zu finden.
Als letztes möchte ich die Chapter III anführen:
Sie handelt die Verantwortlichkeit der Staaten in Fällen, wenn der Asylsucher bereits Familienmitglieder in der EU hat. So z.B. der
Art. 6:

Wenn der Asylsucher eine Minderheit angehört, dann ist der Staat für die Durchführung des Antragsverfahrens verantwortlich, in dem ein Mitglied der Familie sich legal aufhält.[image: image1.png]



